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Sehr geehrter Herr Baro,
 
gegen den o. g. Bebauungsplan bestehen unsererseits keine Bedenken.
 
Hinweis:
Für die Erschließung des Solarparks (Leitungsverlegung) ist eine gesonderte Genehmigung gem. § 9 Abs. 5 FStrG durch das
FBA (Anbau@FBA.Bund.de) erforderlich.
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Strassenverwaltung@autobahn.de, abzustimmen.
 
Mit freundlichen Grüßen
 
Daniel Dreßler
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1 ANLASS & ZIEL DER PLANUNG 


Auf Grundlage des Erneuerbare-Energien-Gesetzes 2023 (EEG), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 05.02.2024 (BGBl. 2024 I Nr. 33) geändert wurde, beabsichtigt die JUWI GmbH 
im Zuge der Energiewende in der Ortsgemeinde Kettenheim, Verbandsgemeine Alzey-Land, 
Landkreis Alzey-Worms, eine Photovoltaik-Freiflächenanlage entlang der Autobahn A 61 zu er-
richten. Dadurch soll ein Beitrag zur Erzeugung von umweltfreundlichem Strom und zur Reduzie-
rung des CO2-Ausstoßes geleistet werden.  


Für das Plangebiet in Kettenheim erfolgte bereits 2019 aufgrund seiner raumbedeutsamen Größe 
und der Tangierung der Ziele des ROP Rheinhessen-Nahe (Vorranggebiet Landwirtschaft, Regi-
onaler Grünzug) ein Zielabweichungsverfahren mit vereinfachter raumordnerischer Prüfung, des-
sen positiver Bescheid am 04.09.2019 von der SGD Süd einging. Da sich zwischenzeitlich die 
Flächenkulisse von ca. 9,9 ha auf ca. 12,3 ha vergrößerte, wurde ein erneutes Zielabweichungs-
verfahren mit integrierter vereinfachter raumordnerischer Prüfung durchgeführt, welches am 
14.07.2021 positiv von der SGD Süd beschieden wurde. Die nachträgliche Hinzunahme der 
Grünflächen und somit die Vergrößerung des Geltungsbereiches auf 16,2 ha, welches in einem 
Stand von 2022 vorgesehen wurde, bedurfte laut Aussage der SGD Süd kein erneutes Verfahren, 
da er lediglich um Grünflächen erweitert wurde. Durch die Reform des Erneuerbaren-Energien-
Gesetzes (EEG) zum 1. Januar 2023 wird die Förderung von Solaranlagen in einem Korridor von 
bis zu 500 m zu Autobahnen und Schienentrassen ermöglicht. Aufgrund dessen beabsichtigt die 
JUWI GmbH, weitere Flächen in den Geltungsbereich aufzunehmen, wodurch sich die Flächen-
kulisse nochmals auf nun ca. 20,8 ha vergrößert. Durch die Vergrößerung der Flächenkulisse ist 
das Zielabweichungsverfahren mit integrierter vereinfachter raumordnerischer Prüfung ange-
passt worden. Dieses Zielabweichungsverfahren wurde am 27.09.2023 von der SGD Süd positiv 
beschieden. 


Das Plangebiet liegt vollständig innerhalb des 500 m-Korridors längs von Autobahnen und ist 
somit nach § 37 Abs. 1 Nr. 2 lit. c EEG 2023 förderfähig.  


Zur Realisierung einer entsprechenden Anlage ist über den Abstand von 200 m zur Autobahn 
hinaus (s. § 35 Abs. 1 Nr. 8 lit. b sublit. aa BauGB), die Aufstellung eines Bebauungsplans erfor-
derlich. Der Flächennutzungsplan ist im Parallelverfahren fortgeschrieben worden. Am 
11.03.2024 wurde der Feststellungsbeschluss der Änderung Nr. 34/00 des Flächennutzungs-
plans der Verbandsgemeinde Alzey-Land gefasst. 


 


2 PLANGEBIET UND VERFAHRENSWAHL 


2.1 Lage und Abgrenzung des räumlichen Geltungsbereichs 


Der Geltungsbereich weist insgesamt eine Größe von etwa 20,8 ha auf und liegt östlich des Sied-
lungskörpers Kettenheim. Im Westen grenzt an das Plangebiet die Autobahn A 61 an. Ansonsten 
ist das Plangebiet von landwirtschaftlichen Strukturen umgeben. 


Das Plangebiet wird in vier Teilbereiche unterteilt und liegt in der Flur 4 der Gemarkung Ketten-
heim.  


Es umfasst von Nord nach Süd  


- in Teilbereich 1 die Flurstücknummern 55 und 56 (vollständig), 
- in Teilbereich 2 die Flurstücknummern 60/1, 62 und 63 (vollständig), 
- in Teilbereich 3 die Flurstücknummern 100-105 (vollständig), 106 (teilweise) und 123 (voll-


ständig), 
- in Teilbereich 4 die Flurstücknummern 110, 111 und 112 (vollständig). 
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Es grenzt an folgende Flurstücke an: 


- Teilbereich 1: an die Flst. Nrn. 20, Flur 11 (Norden); 65, Flur 4 (Osten); 28/2, Flur 4 (Wes-
ten); 57, Flur 4 (Süden). 


- Teilbereich 2: an die Flst. Nrn. 59, Flur 4 (Norden); 64, Flur 4 (Osten); 28/2, Flur 4 (Wes-
ten); 28/2 sowie 53/2, Flur 4 (Süden). 


- Teilbereich 3: an die Flst. Nrn. 53/2 sowie 124, Flur 4 (Norden); 94, Flur 4 (Osten); 124, 
Flur 4 (Westen); 99 sowie 122, Flur 4 (Süden).  


- Teilbereich 4: an die Flst. Nrn. 113, Flur 4 (Norden); 109, Flur 4 (Osten); 8, Flur 7 Gemar-
kung Esselborn (Westen); 9, Flur 7 Gemarkung Esselborn (Süden). 


Die Teilbereiche 2 und 3 werden durch die Flurstücknummer 53/2 in Flur 4 (versiegelter Wirt-
schaftsweg) voneinander abgegrenzt. 


 


Abb. 1: Räumlicher Zusammenhang des Plangebiets; © GeoBasis-DE / LVermGeoRP 2019, dl-de/by-2-0, 
www.lvermgeo.rlp.de; Plangebiet ergänzt durch Enviro-Plan GmbH 2023 
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Abb. 2: Plangebiet; © GeoBasis-DE / LVermGeoRP (2023), dl-de/by-2-0, http://lvermgeo.rlp.de; Plangebiet 
markiert durch Enviro-Plan GmbH 2023 


2.2 Mögliche Standortalternativen 


Eine Standortalternativenprüfung wurde im Rahmen des Raumordnungsverfahrens mit integrier-
tem Zielabweichungsverfahren bereits durchgeführt. Dabei wurde festgestellt, dass sowohl inner-
halb der Gemeinde Kettenheim als auch in der Verbandsgemeinde Alzey-Land aufgrund hoch-
wertiger Böden und mangelnder Konversionsflächen für großflächige Freiflächen-Solaranlagen 
ausschließlich Randstreifen entlang von Autobahnen und Schienenstrecken nach EEG förderfä-
hig und nach BauGB privilegiert sind. 


Teilbereich 1  


 


Teilbereich 2  


 


Teilbereich 4  


 


Teilbereich 3  
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Abb. 3: Förderfähige Kulissen © GeoBasis, DE / LVermGeoRP 2019, dl-de/by-2-0, www.lvermgeo.rlp.de; 
ergänzt durch gutschker & dongus 2021 


Die Fläche, auf welcher der „Solarpark Kettenheim“ errichtet werden soll, stellt eine förderfähige 
Kulisse für die Errichtung von PV-Anlagen in der Verbandsgemeinde Alzey-Land dar. Im Vorrang-
gebiet Landwirtschaft liegen alle Potenzialflächen, weshalb dieses Kriterium für die Bewertung 
keine Relevanz hat. Zudem kamen die Zielabweichungsverfahren zu dem Ergebnis, dass unter 
bestimmten Auflagen eine Vereinbarkeit hergestellt werden kann. Die Vorbelastung des Plange-
biets ist in diesem Bereich aufgrund der angrenzenden Autobahn gegeben. Die Alternativenprü-
fung kam folglich zu dem Ergebnis, dass das Plangebiet in Kettenheim die am besten geeignete 
Fläche im Gemeindegebiet darstellt. 
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3 ÜBERGEORDNETE UND SONSTIGE VORLIEGENDE PLANUNGEN 


3.1 Landesentwicklungsprogramm 


Über das Landesentwicklungsprogramm möchte das Land Rheinland-Pfalz die klimaneutrale Er-
zeugung von Strom fördern und unabhängiger von Energieimporten werden. Das LEP verfolgt 
den Grundsatz, die Nutzung erneuerbarer Energien an geeigneten Standorten zu ermöglichen 
und im Sinne europäischer, bundes- und landesweiter Zielvorgaben auszubauen. Bei der Pla-
nung großflächiger Photovoltaikanlagen sind die Ziele und Grundsätze der Raumordnung zu be-
rücksichtigen. Auf Ebene des LEP IV Rheinland-Pfalz und dessen vierter Teilfortschreibung wer-
den bereits Themen behandelt, die bei der Planung von Photovoltaik Freiflächenanlagen zu be-
rücksichtigen sind. Unter anderem wird hierbei bis 2030 eine Verdreifachung bei der Solarenergie 
vorgesehen.    


Aktuell befindet sich das Landesentwicklungsprogramm in seiner fünften Fortschreibung. Im Juni 
2023 begann das Ministerium des Inneren und für Sport mit der Erarbeitung eines Entwurfs für 
das neue Landesentwicklungsprogramm (LEP 5). Schwerpunkte, die herausgearbeitet bzw. über-
arbeitet werden sollen, sind die Nahversorgung, die Energiewende, eine zukunfts- und wettbe-
werbsfähige Wirtschaftsentwicklung und bedarfsgerechte Wohnflächen. Bis voraussichtlich Ende 
2027 oder 2028 wird die Fortschreibung andauern. 


 


 


 


 


Abb. 4: Ausschnitt aus der Gesamtkarte des Landesentwicklungsprogramm IV; ohne Maßstab © Ministe-
rium des Inneren und für Sport Rheinland-Pfalz; ungefähre Lage des Plangebiets schwarz eingekreist 
durch Enviro-Plan GmbH 2023   


Plangebiet 







 


 


Ortsgemeinde Kettenheim - Bebauungsplan „Solarpark Kettenheim“ 
Begründung zur Beteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2 BauGB 


 


 


9 


 


 


Gemäß der Planzeichnung liegt das Plangebiet außerhalb eines landesweit bedeutsamen Be-
reichs und grenzt an eine großräumige Straßenverbindung an. In der näheren Umgebung befin-
den sich landesweit bedeutsame Bereiche für die Landwirtschaft. 


Im Landesentwicklungsprogramm (LEP IV, 2008, mittlerweile vier Teilfortschreibungen 2013, 
2015, 2017 und 2023, u.a. mit den Themen erneuerbare Energien allgemein und Windkraft im 
Speziellen) werden die Belange Landwirtschaft und Weinbau behandelt. Hier heißt es u.a.: 


Z 120:  Die landesweit bedeutsamen Bereiche für die Landwirtschaft werden durch die Auswei-
sung von Vorrang- und Vorbehaltsgebieten in den regionalen Raumordnungsplänen konkretisiert 
und gesichert.  


G 121: Die dauerhafte Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen für außerlandwirtschaftli-
che Zwecke soll auf ein Mindestmaß reduziert werden. 


Aufgrund der zeitlichen Bindung an den Betrieb der Anlagen werden die landwirtschaftlichen Be-
lange nicht dauerhaft berührt. Zudem befindet sich das Plangebiet außerhalb eines landesweit 
bedeutsamen Bereich für die Landwirtschaft. 


Zur erneuerbaren Energie, speziell Freiflächen-Photovoltaikanlagen wird im Landesentwick-
lungsprogramm folgendes gesagt:  


G 161: Die Nutzung erneuerbarer Energieträger soll an geeigneten Standorten ermöglicht und im 
Sinne der europäischen, bundes- und landesweiten Zielvorgaben ausgebaut werden. Die Träger 
der Regionalplanung sollen im Rahmen ihrer Moderations-, Koordinations- und Entwicklungs-
funktion darauf hinwirken, dass unter Berücksichtigung der regionalen Besonderheiten die Vo-
raussetzungen für den weiteren Ausbau von erneuerbaren Energien geschaffen werden. 


Z 162: Die Regionalplanung trifft auf der Basis handlungsorientierter Energiekonzepte Festlegun-
gen zur räumlichen Nutzung erneuerbarer Energien, zur Energieeinsparung und zur effizienten 
und rationellen Energienutzung. Dabei ist orts- bzw. regionsspezifischen Besonderheiten Rech-
nung zu tragen. 


G 166: Freiflächen-Photovoltaikanlagen sollen flächenschonend, insbesondere auf zivilen und 
militärischen Konversionsflächen, entlang von linienförmigen Infrastrukturtrassen sowie auf er-
tragsschwachen, artenarmen oder vorbelasteten Acker- und Grünlandflächen errichtet werden. 
Als Kenngröße für vergleichsweise ertragsschwächere landwirtschaftliche Flächen soll die regio-
naltypische Ertragsmesszahl herangezogen werden. 


Im Rahmen der laut EEG förderfähigen Flächen können die Grundsätze und Ziele der Landesre-
gierung beachtet werden. Gleichzeitig können so dosiert landwirtschaftliche Nutzflächen zeitlich 
begrenzt und kumuliert (sprich, besser mehrere große, zusammenhängende Flächen als viele 
kleine Flächen für PV-Anlagen) einer anderen Nutzung zugeführt werden, um einen Beitrag an 
der Energiewende leisten zu können. 


Die Ziele und Grundsätze der Landesplanung können durch die Planung eingehalten werden. 
Insbesondere im Rahmen der Energiewende und der von der Bundes- und Landesregierung vor-
gesehenen zukünftigen Entwicklung der erneuerbaren Energien kann hier von einer notwendigen 
Maßnahme zur Zielerreichung ausgegangen werden.  


In der Karte zum Leitbild Erneuerbare Energien liegt das Plangebiet in Kettenheim zudem in ei-
nem landesweit bedeutsamen Raum mit sehr hoher Globalstrahlung (s. Abb. 5). Aus diesem 
Grund sind die Flächen aus raumordnerischer Sicht besonders für die Solarenergienutzung ge-
eignet.  
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Abb. 5: Ausschnitt aus Karte 20 „Leitbild Erneuerbare Energien“ des Landesentwicklungsprogramm IV, 
ohne Maßstab © Ministerium des Inneren und für Sport Rheinland-Pfalz; ungefähre Lage des Plangebiets 
grob ergänzt durch Enviro-Plan GmbH 2023 


In der Planzeichnung des LEP IV RLP sind für den Geltungsbereich darüber hinaus keine weite-
ren Aussagen getroffen worden. 


3.2 Regionaler Raumordnungsplan (ROP) 


Bei der Standortwahl werden die raumordnerischen Darstellungen des Regionalen Raumord-
nungsplans Rheinhessen-Nahe aus dem Jahr 2014 betrachtet und die Vereinbarkeit der Planung 
mit dessen Zielen und Grundsätzen geprüft. Dieser greift die Vorgaben des LEP IV Rheinland-
Pfalz auf und konkretisiert sie auf regionaler Ebene. Die zweite Teilfortschreibung des Regionalen 
Raumordnungsplans ist seit dem 19.04.2022 verbindlich. Diese traf Aussagen zur Siedlungsent-
wicklung und Rohstoffsicherung, nicht aber zu Erneuerbaren Energien.  


Derzeit liegt der Entwurfsstand der dritten Teilfortschreibung des Regionalen Raumordnungs-
plans Rheinhessen-Nahe 2014 in der Fassung der zweiten Teilfortschreibung für die Sachgebiete 
Siedlungsentwicklung (Gewerbe), Energieversorgung (Photovoltaik), Freiraumstruktur, Landwirt-
schaft, Zentrale Orte und Rohstoffsicherung vor.  
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Abb. 6: Ausschnitt aus der Entwurfsfassung der dritten Teilfortschreibung des Regionalen Raumordnungs-
plan Rheinhessen-Nahe 2014; Plangebiet grob markiert durch Enviro-Plan GmbH 2024 


Nach den Darstellungen der Entwurfsfassung der dritten Teilfortschreibung des aktuell rechtsgül-
tigen Regionalen Raumordnungsplan Rheinhessen-Nahe 2014 in der Fassung der zweiten Teil-
fortschreibung vom 19.04.2022 liegt das Plangebiet vollständig innerhalb eines Vorranggebietes 
für die Landwirtschaft sowie innerhalb eines Vorbehaltsgebiets Photovoltaiknutzung. Weiterhin 
liegt der nördliche Teilbereich gemäß Kartendarstellung zu einem kleinen Teil innerhalb eines 
Regionalen Grünzugs. 


Das Plangebiet liegt innerhalb eines Freiraumes. Im Regionalen Raumordnungsplan Rheinhes-
sen-Nahe wird dazu gesagt:  


G 46: Die Böden selbst, sowie ihre zahlreichen Funktionen im Naturhaushalt, insbesondere Re-
gelungs-, Produktions- und Lebensraumfunktionen, sollen nachhaltig gesichert werden. […] 


Da die Planung an die Höchstförderdauer des EEG gebunden ist, findet eine zeitlich begrenzte 
Beeinträchtigung der Freiraumfunktionen nur innerhalb dieses Zeitraumes statt. 


Die vorgesehene Fläche wird ackerbaulich genutzt und durch die geplante PV-Freiflächenanlage 
wird die aufgrund der Autobahn bereits vorhandene Vorbelastung des Plangebiets lediglich klein-
flächig verstärkt. Die Durchlässigkeit für Klein- bis Mittelwild wird durch eine Einfriedung mit Bo-
denfreiheit gewährt. Da innerhalb des Solarparks die Entwicklung von Grünland vorgesehen ist, 
werden Lebensräume für Tiere und Pflanzen insgesamt gefördert. Schadstoffeinträge in den 
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Boden werden für die Dauer der Nutzung der PV-Anlage vermieden, der Boden kann sich dem-
nach von den bestehenden Eintragungen erholen und wird somit insgesamt einer Aufwertung 
unterzogen. Da die Fläche kaum versiegelt und lediglich großflächig überstellt wird, kann Regen-
wasser auf der ganzen Fläche versickern, wodurch dem Wasserhaushalt und dem natürlichen 
Wasserrückhaltevermögen Rechnung getragen wird. 


Weiterhin liegt ein kleiner Teilbereich nördlich innerhalb eines Regionalen Grünzuges. Hierzu 
sagt der Regionale Raumordnungsplan folgendes: 


Z 52: In den hochverdichteten und verdichteten Räumen und in Teilräumen mit vergleichbarer 
Siedlungsdichte und -dynamik sowie in Tälern mit besonderen raumbedeutsamen Freiraumfunk-
tionen werden landschaftsräumlich zusammenhängende multifunktionale regionale Grünzüge so-
wie Grünzäsuren ausgewiesen und in der Raumordnungskarte dargestellt. Sie dienen insbeson-
dere 


- der Gliederung des Siedlungsraumes und des Siedlungsgefüge, 
- der Erhaltung siedlungsklimatisch bedeutsamer Freiflächen in schlecht durchlüfteten und 


thermisch hochbelasteten Gebieten und Siedlungen, 
- der Sicherung und Entwicklung der siedlungsnahen landschaftsgebundenen Erholung, 
- der Sicherung und Entwicklung von Lebensräumen für Tiere und Pflanzen im Sinne des 


Biotopverbundes, 
- dem Schutz des Wasserhaushalts und des natürlichen Wasserrückhaltevermögens der 


Landschaft, 
- der Sicherung der natürlichen Überschwemmungsgebiete und dem Schutz der Gewässer, 
- der Erhaltung des Bodens und seiner vielfältigen Bodenfunktionen, 
- der Erhaltung prägender Landschaftsstrukturen und -elemente, 
- der Sicherung und Entwicklung insbesondere landesweit bedeutsamer historischer Kul-


turlandschaftselemente 
- der Sicherung noch größerer unzerschnittener Räume. […] 


Z 53: In den regionalen Grünzügen […] dürfen nur Vorhaben zugelassen werden, die die Funkti-
onen des Regionalen Grünzuges […] nicht beeinträchtigen oder unvermeidlich und im überwie-
genden öffentlichen Interesse unabdingbar notwendig sind. In den Regionalen Grünzügen ist eine 
flächenhafte Besiedlung […] nicht zulässig. 


Z 53 a: In den regionalen Grünzügen können bei Überlagerung mit den Vorbehaltsgebieten für 
die Photovoltaiknutzung Freiflächen-Photovoltaikanlagen errichtet werden. 


G 54: Die regionalen Grünzüge einschließlich der Grünzäsuren sollen so entwickelt und gestaltet 
werden, dass diese nachhaltig die oben genannten Funktionen erfüllen können, zur Erhaltung 
und Gestaltung einer ausgewogenen Freiraumstruktur im Zuge der fortschreitenden Entwicklung 
von Stadtlandschaften und zu einer langfristigen Verbesserung der Umweltqualität im dichtbesie-
delten Raum beitragen sowie die Gestaltungsmöglichkeiten des Raumes langfristig wahren. 


Die vorgesehene Fläche wird ackerbaulich genutzt. Zudem sind die Darstellungen des Regiona-
len Raumordnungsplans nicht parzellenscharf. Eine Betroffenheit des Grünzugs wäre durch die 
geringfüge und zeitlich befristete Nutzung einer Freiflächen-Photovoltaikanlage nur gering. Dar-
über hinaus wird die vorhandene Trennwirkung aufgrund der Autobahn durch die geplante PV-
Freiflächenanlage nur kleinflächig verstärkt, so dass die Funktion des Grünzuges an dieser Stelle 
nicht zusätzlich beeinträchtigt wird. Gemäß § 2 EEG liegen die Errichtung und der Betrieb von 
Anlagen im überragenden öffentlichen Interesses, womit ein Bezug zu Z 53 des ROP hergestellt 
wird. In der im Entwurfsstand befindlichen dritten Teilfortschreibung des ROP ist das Z 53 a auf-
genommen worden, wonach Freiflächen-Photovoltaikanlagen bei Überlagerung mit den Vorbe-
haltsgebieten für die Photovoltaiknutzung in regionalen Grünzügen errichtet werden können. 
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Der Geltungsbereich liegt zudem vollständig in einem Vorranggebiet für die Landwirtschaft. Zum 
Thema Landwirtschaft trifft der Regionale Raumordnungsplan Rheinhessen-Nahe folgende Aus-
sagen:  


G 81: Die für die landwirtschaftliche Bodennutzung besonders geeigneten Gebiete sollen der 
nachhaltigen Produktion von qualitativ hochwertigen und gesunden Nahrungsmitteln zur Versor-
gung der Bevölkerung in der Region dienen und langfristig gesichert werden. Die landwirtschaft-
liche Bodennutzung soll darüber hinaus zur Erhaltung und Entwicklung einer vielfältigen Kultur-
landschaft beitragen und andere Nutzungsansprüche an die Landschaft, insbesondere Arten- und 
Biotopschutz, Landschaftsbild und Erholung untersuchen. Für die Sicherung einer leistungs- und 
wettbewerbsfähigen Landwirtschaft sollen dort, wo dies unter Berücksichtigung ökologischer und 
sozialer Belange möglich ist, Maßnahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur umgesetzt wer-
den. 


G 82: Den Belangen der Landwirtschaft ist bei der Abwägung mit konkurrierenden, raumbedeut-
samen Nutzungsansprüchen grundsätzlich ein besonderes Gewicht beizumessen. In der Abwä-
gung sollen insbesondere die Funktionen 


- Ernährungs- und Versorgungsfunktion, 
- Wertschöpfungsfunktion, 
- Arbeitsplatzfunktion, 
- Kulturlandschaftspflege- und Erholungsfunktion, 
- Bodenschutzfunktion, 
- Funktion für die bodengebundene Tierhaltung in Grünlandbereichen 


berücksichtigt werden. 


Z 83: In Vorranggebieten für die Landwirtschaft hat die nachhaltige landwirtschaftliche Bodennut-
zung Vorrang vor konkurrierenden raumbedeutsamen Nutzungsansprüchen. Es sind dort nur 
Maßnahmen und Vorhaben zulässig, die auf Dauer mit der landwirtschaftlichen Nutzung verein-
bar sind. 


Z 83 a: In Vorranggebieten für Landwirtschaft können bei Überlagerung mit den Vorbehaltsge-
bieten für die Photovoltaiknutzung innerhalb dieser Vorbehaltsgebiete Freiflächen-Photovoltaik-
anlagen errichtet werden. 


Im Landkreis Alzey-Worms, insbesondere auch in der Verbandsgemeinde Alzey-Land, sind 
große Flächen als Vorranggebiet für die Landwirtschaft ausgewiesen. Die Ackerzahlen liegen 
dort überwiegend im hohen Bereich (80-100), vereinzelt auch darüber und darunter. Ertrags-
schwache Böden sind nur sehr kleinflächig innerhalb der förderfähigen Kulisse vorzufinden, wes-
wegen auf gut geeignete Böden zurückgegriffen werden muss. Weiterhin sind Freiflächen-Pho-
tovoltaikanlagen in der VG Alzey-Land aufgrund der nicht existenten, benachteiligten landwirt-
schaftlichen Gebietskulissen sowie fehlender großflächiger Konversionsflächen auf die förderfä-
higen Bereiche entlang von Autobahnen und Schienenwegen nach EEG beschränkt. Gemäß        
Z 83 a, welches in der im Entwurfsstand befindlichen dritten Teilfortschreibung des ROP aufge-
nommen worden ist, können Freiflächen-Photovoltaikanlagen bei Überlagerung mit den Vorbe-
haltsgebieten für die Photovoltaiknutzung in Vorranggebieten für die Landwirtschaft errichtet wer-
den. 


Zum Thema Solarenergie/Photovoltaik äußert sich der Regionale Raumordnungsplan folgender-
maßen:  


G 168: Freiflächen-Photovoltaikanlagen sollen flächenschonend, insbesondere auf zivilen und 
militärischen Konversionsflächen, entlang von linienförmigen Infrastrukturtrassen sowie auf er-
tragsschwachen, artenarmen oder vorbelasteten Acker- und Grünlandflächen errichtet werden. 


G 169 a: Der regionale Raumordnungsplan weist Vorbehaltsgebiete für die Photovoltaiknutzung, 
insbesondere entlang linienförmiger Infrastrukturtrassen und auf ertragsschwachen Böden, aus. 
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Innerhalb dieser Vorbehaltsgebiete wird der Nutzung der Solarenergie zur Erzeugung von Strom 
gegenüber anderen konkurrierenden Nutzungen, insbesondere gegenüber der Landwirtschaft, 
ein besonders hohes Gewicht eingeräumt. Die Träger der Bauleitplanung sollen die Entwicklung 
von Freiflächen-Photovoltaikanlagen innerhalb der ausgewiesenen Vorbehaltsgebiete konzent-
rieren und können diese räumlich weiter konkretisieren.  


Z 169 b: Zum Schutz des Landschaftsbildes und zur Vermeidung lokalräumlich starker Eingriffe 
in die Landwirtschaft gilt für Freiflächen-Photovoltaikanlagen eine maximale Größe von 50 ha. 
Standorte, die weniger als 1 km voneinander entfernt sind, werden dabei als ein Standort be-
trachtet. 


GN 169 c: Durch ein regionales und landesweites Monitoring soll die Überplanung und Nutzung 
von Ackerflächen für den Bau von Freiflächen-Photovoltaikanlagen beobachtet werden. 


Konversionsflächen in der Verbandsgemeinde Alzey-Land sind nur vergleichsweise kleinflächig 
verfügbar, sodass hier eine Freiflächen-Photovoltaikanlage nicht wirtschaftlich umgesetzt werden 
kann. Gleichzeitig handelt es sich bei den förderfähigen Flächen entlang von Autobahnen und 
Bahntrassen nahezu ausschließlich um gute bis sehr gute Böden. In der Begründung zu G 168 
heißt es: „Hinweise zur Ertragsschwäche lassen sich z.B. auch aus der Bodenmesszahl ableiten. 
Als Kennzahl ist hierzu die Ertragsmesszahl (EMZ) […] heranzuziehen.“ In der im Entwurfsstand 
befindlichen dritten Teilfortschreibung des ROP ist das Plangebiet als Vorbehaltsgebiet für die 
Photovoltaiknutzung ausgewiesen.  


3.3  Flächennutzungsplan 


Im Flächennutzungsplan 2015, dessen Fortschreibung als Teilflächennutzungsplan „Siedlungs- 
entwicklung“ am 08.02.2024 rechtwirksam wurde, sowie im sachlichen Teilflächennutzungsplan 
„Windenergie“ der Verbandsgemeinde Alzey-Land vom 31.10.2019 wird das Plangebiet vollstän- 
dig als Fläche für die Landwirtschaft dargestellt.  


Am 18.03.2019 hat der Verbandsgemeinderat in öffentlicher Sitzung den „Änderungsbeschluss 
zur weiteren Darstellung neuer Sonderbauflächen für Photovoltaik im Flächennutzungsplan 2015 
der Verbandsgemeinde Alzey-Land (Änderung Nr. 33/00), Änderungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 
BauGB“ gefasst. Berücksichtigt werden drei Standorte für Photovoltaik-Freiflächenanlagen in 


den Gemarkungen Freimersheim, Wahlheim und Kettenheim, die im Rahmen einer Flächennut- 
zungsplanänderung als „Sonderbaufläche Photovoltaik“ dargestellt werden sollen. Der Standort 
in Kettenheim für die Photovoltaikfreiflächenanlage ist im Zuge des Bauleitplanverfahrens ergänzt 
worden. 


Es wurde bereits am 12.07.2021 der Beschluss zur Änderung Nr. 34 des Flächennutzungsplanes 
2015  gefasst.  Die  frühzeitige  Beteiligung  fand  vom  21.07.2021  bis  zum  01.09.2021  statt.  Am 
27.03.2023  fand  die  Abwägung  der  Belange  der  frühzeitigen  Beteiligung  gemäß  §  4  Abs.  1 
BauGB statt und der Offenlagebeschluss gemäß § 3 Abs. 2 BauGB wurde gefasst. Das Offenle- 
gungsverfahren gem. § 3 Abs. 2 BauGB fand vom 15.06.2023 bis einschließlich 15.07.2023 statt. 
Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie Nachbargemein-
den gem. § 4 Abs. 2 BauGB hat im Zeitraum vom 28.05.2023 bis 24.07.2023 stattgefunden. Am 
25.09.2023 fand in der Sitzung des Verbandsgemeinderats die Abwägung der Belange der Of- 
fenlage gemäß § 4 Abs. 2 BauGB statt. 


Gemäß § 67 GemO hat die Verbandsgemeinde die Zustimmung der von der Flächennutzungs- 
planänderung betroffenen und benachbarten Ortsgemeinden einzuholen. Die Verwaltung hat dies 
mit Vorlage vom 16.10.2023 getan. Die Ortsgemeinden Bermersheim v. d. H. (Zustimmung am 
09.01.2024), Bornheim (Zustimmung am 14.11.2023), Dintesheim (Zustimmung am 07.12.2023), 
Esselborn (Zustimmung am 01.02.2024), Kettenheim (Zustimmung am 16.11.2023), Lonsheim 
(Zustimmung am 14.11.2023) und Wahlheim (Zustimmung am 16.11.2023) haben der Flächen-
nutzungsplanänderung zugestimmt. Der Gemeinderat der Ortsgemeinde Eppelsheim hat der Än- 
derung am 12.12.2023 nicht zugestimmt. 
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Am 11.03.2024 wurde der Feststellungsbeschluss der Änderung Nr. 34/00 des Flächennutzungs-
plans der Verbandsgemeinde Alzey-Land gefasst. 


 


Abb. 7: Auszug aus dem Flächennutzungsplan 2015, dessen Fortschreibung als Teilflächennutzungsplan 
„Siedlungsentwicklung“ am 08.02.2024 rechtwirksam wurde, sowie aus dem sachlichen Teilflächennut-
zungsplan „Windenergie“ 2019 der Verbandsgemeinde Alzey-Land, Plangebiet grob rot umrandet (Teilbe-
reiche) durch Enviro-Plan GmbH 2024 


3.4 Bebauungsplan 


3.4.1 Bestehender Bebauungsplan 


Für das Plangebiet liegt derzeit kein rechtskräftiger Bebauungsplan vor. 


3.4.2 Angrenzende Bebauungspläne 


Es grenzen keine Bebauungspläne an das Plangebiet an. 


3.5 Sonstige kommunale Planungen (§ 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB) 


Klima- und Umweltschutz in der VG Alzey-Land: Die Verbandsgemeinde Alzey-Land hat am 
28.10.2019 beschlossen, einen Arbeitskreis zu bilden, um das Thema Klima- und Umweltschutz 
im gesamten Verbandsgemeindegebiet zu verbessern. Der Arbeitskreis nahm zunächst eine Be-
standsaufname aller Ortgemeinden vor, welche aktuellen Initiativen und Aktivitäten schon durch-
geführt werden oder wurden. Des Weiteren werden Maßnahmen ausgearbeitet, die den Klima- 
und Umweltschutz verbessern sollen.  
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4 BESTANDSANALYSE 


4.1 Bestehende Nutzungen 


Der Geltungsbereich der geplanten Freiflächen-Photovoltaikanlage befindet sich auf ackerbaulich 
genutzten Flächen. 


4.2 Angrenzende Nutzungen 


Die Fläche liegt östlich der Autobahn A 61. In allen Richtungen grenzen landwirtschaftliche Flä-
chen sowie Wirtschaftswege an, hinter welchen weitere landwirtschaftliche Nutzflächen liegen. 
Die Teilbereiche 2 und 3 werden durch einen versiegelten Wirtschaftsweg voneinander abge-
grenzt. Parallel zur Autobahn A 61 verläuft östlich eine Gehölzstruktur, welche eine abschirmende 
Wirkung besitzt, jedoch aufgrund der Entfernung des Plangebietes bzw. zu den PV-Modulen in-
nerhalb der Baugrenze zu keiner Verschattung führt. 


4.3 Erschließung  


Die Erschließung von drei Teilgebieten der Anlage kann über die Kreisstraße K 26, den östlich 
parallel zur Autobahn A 61 verlaufenden Wirtschaftsweg sowie den in Richtung Osten sich er-
streckenden Wirtschaftsweg erfolgen. Für Teilbereich 4 ist lediglich eine unbefestigte Erschlie-
ßung gegeben. 


4.4 Gelände 


Die Eignung einer Fläche für die Errichtung einer PV-Freiflächenanlage ist davon abhängig, dass 
sowohl die Ausrichtung des Geländes als auch die Verschattung durch Vegetationsstrukturen 
dem wirtschaftlichen Betrieb nicht entgegenstehen.  


Das Plangebiet steigt von Norden (Teilbereich 1, ca. 206 m) nach Süden (Teilbereich 3, ca.        
235 m) hin leicht an.  


Ebenso steigt das Gelände von West nach Ost leicht an.  


Eine Verschattung durch umliegende Objekte kann aufgrund fehlender angrenzender Strukturen 
wie bspw. Gehölzen ausgeschlossen werden. 


4.5 Schutzgebiete und Schutzstatus 


Internationale Schutzgebiete / IUCN 
Im Folgenden werden die internationalen Schutzgebiete aufgelistet, die in einem räumlichen Wir-
kungszusammenhang zum geplanten Vorhaben liegen. Dafür werden Suchräume definiert, in 
denen grundsätzlich ein Wirkungsbezug vorliegen kann. Im Einzelfall werden zudem weitere 
Schutzgebiete aufgeführt, sofern ein Wirkungszusammenhang über die definierten Suchräume 
hinaus besteht (in Hanglagen, bei Feuchtgebieten flussabwärts, o.ä.). 


Tabelle 1: Internationale Schutzgebiete / IUCN in räumlichem Wirkungsbezug zum Plangebiet 


Schutzgebietskategorie Suchraum Name Schutzge-
biets-Nr. 


Lage zum 
Plangebiet 


Nationalpark 2.000 m /   


Biosphärenreservat 2.000 m /   


VSG Vogelschutzgebiet  4.000 m Ackerplateau 
zwischen Ilbes-
heim und Flom-
born 


VSG-7000-
035 


ca. 1.500 m 
südwestlich 
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  Höllenbrand VSG-7000-
030 


ca. 3.600 m 
südöstlich 


FFH Fauna-Flora-Habitat 2.000 m /   


FFH-Lebensraumtypen 500 m /   


 


 


Abb. 8: Vogelschutzgebiete © Landschaftsinformationssystem der Naturschutzverwaltung 2023; unmaß-
stäblich; https://geodaten.naturschutz.rlp.de/kartendienste_naturschutz/index.php; Plangebiet grob rot 
markiert durch Enviro-Plan GmbH 2023 


Weitere Schutzgebiete 
Wie bei den internationalen Schutzgebieten werden in der Tabelle 2 auch für die nationalen 
Schutzgebiete Suchräume für einen potenziellen Wirkungszusammenhang definiert. Sind dar-
über hinaus Schutzgebiete betroffen, werden diese im Einzelfall ebenfalls aufgeführt. 


Tabelle 2: Nationale Schutzgebiete in räumlichem Wirkungsbezug zum Plangebiet 


Schutzgebietskategorie Suchraum Name Schutzge-
biets-Nr. 


Lage zum Plan-
gebiet 


Naturschutzgebiet 1.500 m /   


Landschaftsschutzge-
biet 


2.000 m Selztal  LSG-7300-
003 


ca. 350 m nörd-
lich 


Naturpark 2.000 m /   


Wasserschutzgebiet 1.000 m /   


Naturdenkmal 500 m Winterlinde in der 
Bahnsiedlung, Ket-
tenheim 


ND-7331-405 ca. 300 m west-
lich 


Geschützter Land-
schaftsbestandteil 


500 m /   


Höllenbrand 


Plangebiet  


Ackerplateau 
zwischen Ilbes-
heim und Flom-


born 
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Nach § 30 BNatSchG 
und § 15 LNatSchG ge-
setzlich geschütztes Bi-
otop 


250 m Felskopf des ND 
Hauxberg östlich 
Katharinenmühle 
Kettenheim 


GB-6214-
0124-2009 


ca. 225 m west-
lich 


 


 


Abb. 9: Landschaftsschutzgebiet (grün), Naturdenkmal (braun) und gesetzlich geschützte Biotope (rot) © 
Landschaftsinformationssystem der Naturschutzverwaltung 2023; unmaßstäblich; https://geodaten.natur-
schutz.rlp.de/kartendienste_naturschutz/index.php; Plangebiet grob blau markiert durch Enviro-Plan 
GmbH 2023 


Gesetzlich geschützte Biotope 
Es befinden sich keine pauschal nach § 30 BNatSchG geschützte Biotope innerhalb des Gel-
tungsbereichs oder unmittelbar angrenzend. Das nächstgelegene, nach § 30 BNatSchG ge-
schützte Biotop „Felskopf des ND Hauxberg östlich Katharinenmühle Kettenheim“ (GB-6214-
0124-2009) (Biotoptyp: natürlicher Kalkfels) liegt ca. 225 m westlich des Plangebietes. 


Wasserschutzgebiete sind von der Planung nicht betroffen. 


Aufgrund der Entfernung zu den Vogelschutzgebieten, zu dem Landschaftsschutzgebiet, zu dem 
gesetzlich geschütztem Biotop sowie zu dem Naturdenkmal sind durch die Planung keine Aus-
wirkungen auf die Schutzgebiete zu vermuten.  


Plangebiet  


Landschaftsschutzgebiet 
Selztal 


Felskopf des ND 
Hauxberg östlich 
Katharinenmühle 


Kettenheim 


Naturdenkmal Win-
terlinde in der Bahn-
siedlung, Kettenheim  
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5 PLANUNGSABSICHT (ZIELE) 


5.1 Grundzüge der Planung 


Um einen wirtschaftlichen Betrieb der geplanten PV-Anlage zu gewährleisten, ist die Projektie-
rung auf einer ca. 20,8 ha großen Fläche (aufgeteilt in vier Teilbereiche) geplant. Die mit Modulen 
belegte Fläche weist eine Flächengröße von 15,47 ha und die eingezäunte Fläche von 17,81 ha 
auf. Der gesamte, durch die Photovoltaikanlage erzeugte Strom wird in das öffentliche Stromnetz 
eingespeist und durch das Erneuerbare-Energien-Gesetz gefördert.  


Bei Nutzungsaufgabe hat der vollständige Rückbau der Anlage zu erfolgen. Danach können die 
Flächen wieder ackerbaulich genutzt werden. 


Aufgrund von Abständen zwischen den Modulreihen sowie dem Abstand zwischen den Modul-
reihen und dem Zaun wird die eingezäunte Fläche nicht vollständig durch PV-Module überdeckt. 


Die Solarstromanlage besteht aus den Solarmodulen, der jeweiligen Modulunterkonstruktion (Ti-
sche) sowie Trafostation bzw. Wechselrichter mit hauptsächlich unterirdisch verlegten Kabeln 
und Nebenanlagen. Hinzu kommt ein geschlossener Zaun mit Bodenfreiheit (mindestens 15 cm 
zur Bodenunterkante), der die jeweiligen Teilflächen einfriedet.  


5.2 Erschließung 


Die Erschließung von drei Teilgebieten der Anlage kann über die Kreisstraße K 26, den östlich 
parallel zur Autobahn A 61 verlaufenden Wirtschaftsweg sowie den in Richtung Osten sich er-
streckenden Wirtschaftsweg erfolgen. Für Teilbereich 4 ist eine befestigte Erschließung herzu-
stellen. 


Der Netzverknüpfungspunkt befindet sich in Bischheim.  


5.3 Versorgungsleitungen und Entwässerung 


Für den Betrieb der Freiflächenphotovoltaikanlagen ist kein Trinkwasseranschluss erforderlich. 
Eine Abwasserentsorgung wird nicht benötigt. Das anfallende Niederschlagswasser wird inner-
halb des Plangebiets breitflächig versickert. Wasserbauliche Anlagen zum Sammeln, Rückhalten 
oder Reinigen von Niederschlagswasser werden in diesem Zusammenhang nicht benötigt. 


5.4 Immissionsschutz 


Reflexionen/ Blendungen 
Blendwirkungen für den terrestrischen Bereich sind in der Regel nicht zu erwarten, da eine Rück-
strahlung in erster Linie nach oben erfolgt. Vereinzelte Reflexionen können bei sehr niedrigen 
Sonnenständen (z.B. morgens und abends oder in den Wintermonaten) in westlicher bzw. östli-
cher Richtung auftreten.  


Allgemein sollen die Module mit lichtabsorbierenden, nicht spiegelnden Oberflächen hergestellt 
werden, wodurch eine Blendwirkung als solche deutlich reduziert wird.  


Aufgrund der Lage des Planungsgebietes, die große Abstände zur Wohnbebauung (ca. 1,2 km 
nach Dautenheim im Norden, etwa 1 km nach Kettenheim und Esselborn im Westen, ca. 900 m 
nach Dintesheim im Süden) aufweist, können Blendwirkungen weitgehend ausgeschlossen wer-
den. Parallel zur A 61 und zum Plangebiet verläuft eine Gehölzreihe, die zusätzlich abschirmende 
Wirkung besitzt. Blendwirkungen können aufgrund des Blendgutachtens ausgeschlossen werden 
(LSC LICHTTECHNIK UND STRAßENAUSSTATTUNG CONSULT 2023). 


Lärm 
Der Betrieb der Anlage erfolgt zudem geräuschlos und ohne stoffliche Emissionen.  


Unter Umständen können Lärmemissionen von Trafogebäuden und Wechselrichtern ausgehen, 
sie sind jedoch als sehr gering und örtlich begrenzt einzustufen. 
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Die Vorgaben der Technischen Anleitung zum Lärm (TA-Lärm) und zum Bundes-Immissions-
schutzgesetz werden auf jeden Fall eingehalten. 


Elektrische und magnetische Strahlung 
Als mögliche Erzeuger von Strahlungen kommen Solarmodule, Verbindungsleitungen, Wechsel-
richter und Transformatorenstationen in Frage. Entstehende elektromagnetische Wellen und Fel-
der unterschreiten jedoch regelmäßig die maßgeblichen Grenzwerte. 


5.5 Natur und Landschaft 


Die Verwirklichung der Planung bedeutet Eingriffe in den Naturhaushalt. Hier sind vor allem Aus-
wirkungen des Vorhabens auf angrenzende Biotopstrukturen, die Vegetation im Allgemeinen so-
wie den Boden zu beachten. 


Durch das Bauvorhaben können insbesondere während der Errichtung Beeinträchtigungen für 
einzelne Tiergruppen oder -arten hervorgerufen werden. Im Rahmen der Umweltprüfung wird 
untersucht, ob und in welchem Umfang Beeinträchtigungen, auch in Bezug auf das Landschafts-
bild, zu erwarten sind. Angaben hierzu liegen im Beteiligungsverfahren gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
i.V.m. § 4 BauGB vor. Das Ergebnis wird im Umweltbericht aufgeführt und darauf aufbauend 
Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung oder Kompensation ermittelt und beschrieben. Diese 
Maßnahmen werden in den Bebauungsplan aufgenommen und entsprechend festgesetzt. 


  







 


 


Ortsgemeinde Kettenheim - Bebauungsplan „Solarpark Kettenheim“ 
Begründung zur Beteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2 BauGB 


 


 


21 


 


 


6 PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 


6.1 Art der baulichen Nutzung 


Die Flächen, auf denen die Solarmodule der Photovoltaik-Freiflächenanlage errichtet werden sol-
len, werden gemäß § 11 Abs. 2 BauNVO als sonstiges Sondergebiet (SO) mit der Zweckbestim-
mung „Photovoltaik“ festgesetzt. Neben den baulichen Anlagen zur Stromerzeugung aus Son-
nenenergie bestehend aus Modulreihen und Gestellprofilen sind auch Nebenanlagen und not-
wendige Betriebseinrichtungen wie Wechselrichter, Trafostationen, Batteriespeicher, Anlagen zur 
Speicherung von Strom aus erneuerbaren Energien, Mittelspannungsschaltanlage, Schalt-, 
Mess-, Filtereinrichtungen, Zufahrten, Baustraßen oder Wartungsflächen notwendig.  Die Gestell-
profile werden je nach Gegebenheit in den Boden gerammt oder nach Vorbohrung mit Beton 
fixiert. 


6.2 Maß der baulichen Nutzung 


Das Maß der baulichen Nutzung wird über die Grundflächenzahl (GRZ) und die Höhe der bauli-
chen Anlagen geregelt. Die Grundflächenzahl wird mit 0,7 festgesetzt. Diese Festsetzung ist er-
forderlich, da neben den durch die Pfosten versiegelten als auch die unversiegelten, lediglich 
durch die Solarmodule überstellten Flächen, bei der Berechnung der Grundflächenzahl mit ein-
bezogen werden. 


Die maximale Höhe der baulichen Anlagen, sowohl der Solarmodule als auch von Nebenanlagen, 
wird auf 4,5 m begrenzt.  


Als Bezugspunkt für die Höhenentwicklung wird das anstehende Gelände herangezogen.  


6.3 Überbaubare Grundstücksfläche, Stellung baulicher Anlagen 


Die überbaubare Grundstücksfläche soll für die Errichtung der Photovoltaikanlage bestmöglich 
ausnutzbar sein. Der genauen Planung der Anlage soll ausreichend Planungsspielraum gegeben 
werden, um die genaue Anzahl, die Abstände und die jeweilige Ausrichtung der Anlagenbestand-
teile im Laufe der genauen Projektierung variieren zu können. Die Festlegung der überbaubaren 
Grundstücksfläche erfolgt mittels Baugrenzen. 


Die durch die Baugrenze zur Abgrenzung des Sondergebietes zur Grundstücksgrenze definierte 
überbaubare Grundstücksfläche gilt für alle Photovoltaik-Anlagen und Photovoltaik-Anlagenteile 
sowie Gebäude und Gebäudeteile. Zäune, Wartungsflächen und Stellplätze gemäß § 12 Abs. 1 
BauNVO sowie Nebenanlagen nach § 14 Abs. 2 BauNVO, die der technischen Versorgung des 
Baugebietes dienen, sind außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. 


6.4 Beschränkung des Zeitraumes der Nutzung 


Das gemäß § 11 Abs. 2 BauNVO festgesetzte Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Photo-
voltaik“ wird auf den Zeitraum der Nutzung der Photovoltaikanlage beschränkt. Der vollständige 
Rückbau der Anlage ist nach Ablauf dieses Zeitraumes, dies entspricht der Nutzungsaufgabe der 
Anlage, sicherzustellen. Als Folgenutzung werden für den gesamten Geltungsbereich „Flächen 
für die Landwirtschaft“ gem. § 9 Abs. 1 Nr. 18 a BauGB festgesetzt.  
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6.5 Umweltrelevante Festsetzungen 


6.5.1 Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Bo-
den, Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 


M2 - Externe Ausgleichsmaßnahmen für die Feldlerche (CEF-Maßnahmen) 


Um ein Eintreten der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG zu vermeiden, sind vor 
Umsetzung der Photovoltaikanlage vorgezogene externe Ausgleichsmaßnahmen für die Feldler-
che umzusetzen. Gemäß der Abstimmung zwischen dem Vorhabenträger und der Unteren Na-
turschutzbehörde sind auf einer Fläche von 0,5 ha pro Revier CEF-Maßnahmen für die Feldlerche 
zu erbringen. Da im vorliegenden Fall zwei Reviere von Feldlerchen (Brutstätten) betroffen sind, 
kann der Habitatausgleich durch Extensivierungsmaßnahmen auf Acker- und/oder Grünlandstan-
dorten erfolgen. Dabei müssen die Maßnahmenflächen die Standortanforderungen der Art abde-
cken. 


Externe Ausgleichsmaßnahmen für die Feldlerche sind in einem räumlichen Zusammenhang zu 
dem Plangebiet zu erbringen.  


Vermeidungsmaßnahmen (V1, V8) 


Zur Vermeidung von erheblichen Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft sowie arten-
schutzrechtlichen Tatbeständen werden Vermeidungsmaßnahmen festgesetzt. Einzelheiten kön-
nen dem Umweltbericht entnommen werden.  


6.5.2 Flächen für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzun-
gen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB)  


M1 - Entwicklung von extensivem Grünland im Bereich der PV-Anlage 


Durch die Extensivierung der beplanten Ackerflächen zu extensivem Grünland kann das Plange-
biet zukünftig für eine Vielzahl an Tier- und Pflanzenarten geeigneter Rückzugsraum oder Nah-
rungsfläche darstellen. Zudem kann das extensive Grünland für bodenbrütende Vogelarten Brut-
plätze darbieten. Abgesehen von seltenen Wartungsarbeiten und der Mahd oder Beweidung un-
terliegt die Fläche nur seltenen Störungen, sodass die Fläche künftig auch für weniger störungsto-
lerante Arten einen geeigneten Lebensraum darstellen kann. Zudem bleibt die Fläche aufgrund 
des durchlässigen Zaunes weiterhin zugänglich für Kleintiere. Entsprechend des im Gegensatz 
zu Ackerland höheren Biotopwertes des Grünlandes (hier: Fettwiese bzw. Fettweide) ist demnach 
mit einer Aufwertung des Schutzguts Pflanzen und Tiere auszugehen. Die Maßnahme wirkt sich 
aufgrund der Extensivierung zudem positiv auf das Schutzgut Boden aus, sodass sie multifunkti-
onal den geplanten Eingriff kompensieren kann. Durch das Verbot von Düngemitteln können 
Nährstoffeintragungen in den Boden vermieden werden. 


Für die Kompensation der Beeinträchtigungen der Ackerflächen ist das entstehende Grünland 
innerhalb der PV-Anlage durch Beweidung oder Mahd/Mulchmahd als extensives Grünland zu 
bewirtschaften. Eine Beweidung ist gegenüber der Mahd/Mulchmahd zu bevorzugen, da sich 
hierdurch eine deutlichere Strukturvielfalt auf der Fläche erreichen lässt. Eine Nutzung als Um-
triebsweide verstärkt diesen Effekt weiter.   
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7 BAUORDNUNGSRECHTLICHE UND GESTALTERISCHE FESTSETZUNGEN 


Einfriedungen  


Zur Abgrenzung der Photovoltaik-Freiflächenanlage ist ein Maschendrahtzaun oder Stahlgitter-
zaun mit Übersteigschutz bis zu einer maximalen Höhe von 3,00 m zulässig. Dabei ist ein Min-
destabstand von 15 cm zwischen unterer Zaunkante und Boden einzuhalten, um das ungehin-
derte Passieren von Kleintieren zu ermöglichen. Der Ausschluss von Stacheldraht, Klingendraht, 
Bandstacheldraht sowie die Verlegung von Drahtrollen dienen dem Artenschutz, insbesondere 
dem Schutz von (Greif-) Vögeln. 
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RECHTSGRUNDLAGEN 


Der Bebauungsplan stützt sich auf folgende Rechtsgrundlagen, in der hier angegebenen Fas-
sung: 


1. Baugesetzbuch (BauGB) neugefasst durch Beschluss vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 
3634), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBl. 2023 
I Nr. 394) 


2. Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung- 
BauNVO) neugefasst durch Beschluss vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) 


3. Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planin-
halts (Planzeichenverordnung - PlanZV) in der Fassung vom 18. Dezember 1990 
(BGBl.1991 I S.58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. 
I S. 1802) 


4. Landesbauordnung Rheinland-Pfalz (LBauO) in der Fassung vom 24. November 1998 
(GBl. 1998, S. 365), zuletzt geändert durch Gesetz vom 07. Dezember 2022 (GVBl. S. 403) 


5. Gemeindeordnung Rheinland-Pfalz (GemO) in der Fassung vom 31. Januar 1994 (GVBl. 
1994 S. 153), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 24. Mai 2023 (GVBl. S. 133) 


6. Raumordnungsgesetz (ROG) in der Fassung vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I. S. 2986), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88) 


7. Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) in der Fassung vom 17. März 1998 (BGBl. I S. 
502), zuletzt geändert durch Gesetze vom 25. Februar 2021 (BGBl. I S. 306) 


8. Landesbodenschutzgesetz Rheinland-Pfalz (LBodSchG) in der Fassung vom 25. Juli 
2005 (GVBl. 2005 S. 302), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 26. Juni 2020 
(GVBl. S. 287) 


9. Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) neugefasst durch Beschluss vom 17. Mai 
2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 11 Absatz 3 des Geset-
zes vom 26. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 202) 


10. Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) in der Fassung vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 
2542), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 08. Dezember 2022 (BGBl. I S. 
2240) 


11. Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG) in der Fassung vom 6. Oktober 2015 (GVBl. 2015 
S. 283), zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 26. Juni 2020 (GVBl. S. 287) 


12. Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) neugefasst durch Beschluss 
vom 18. März 2021 (BGBl. I. S. 540), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 
22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 409)  


13. Bundesfernstraßengesetz (FStrG) neugefasst durch Beschluss vom 28. Juni 2007 (BGBl. 
I S. 1206), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 
2023 I Nr. 409) 
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14. Landesstraßengesetz (LStrG) in der Fassung vom 1. August 1977 (GVBl. 1977 S. 273, 
zuletzt geändert durch § 84 des Gesetzes vom 07. Dezember 2022 (GVBl. S. 413) 


15. Wasserhaushaltsgesetz (WHG) in der Fassung vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt 
geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 409) 


16. Landeswassergesetz Rheinland-Pfalz (LWG) in der Fassung vom 14. Juli 2015 (GVBl. 
2015 S. 127), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 08. April 2022 (GVBl. S. 
118) 


17. Denkmalschutzgesetz Rheinland-Pfalz (DSchG) in der Fassung vom 23. März 1978 
(GVBl. 1978 S. 159), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 28. September 2021 
(GVBl. S. 543) 


  







 


 


Ortsgemeinde Kettenheim - Bebauungsplan „Solarpark Kettenheim“ 
Textliche Festsetzungen 


 


 


4 


 


 


VERFAHRENSVERMERKE 


1.  Aufstellungsbeschluss 


Der Gemeinderat der Ortsgemeinde Kettenheim hat in öffentlicher Sitzung am 25.11.2021 
die Aufstellung dieses Bebauungsplanes gemäß § 2 Abs. 1 BauGB beschlossen. Ein er-
neuter Aufstellungsbeschluss erfolgte in öffentlicher Sitzung am 29.06.2023. 


2. Ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses 


Die ortsübliche Bekanntmachung des erneuten Aufstellungsbeschlusses gemäß § 2 Abs. 
1 BauGB erfolgte am 20.07.2023 durch Veröffentlichung im Nachrichtenblatt Alzey-Land 
Nr. 29.  


3. Frühzeitige Beteiligung der Behörden 


Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange ge-
mäß § 4 Abs. 1 BauGB erfolgte mit Schreiben vom 28.07.2023 bis einschließlich 
25.08.2023. 


4. Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit  


Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB erfolgte durch Aus-
legung des Vorentwurfs zum Bebauungsplan vom 28.07.2023 bis einschließlich 
25.08.2023. Die Bekanntmachung erfolgte im Nachrichtenblatt Alzey-Land Nr. 29 am 
20.07.2023. 


5. Prüfung der Anregungen 


Der Gemeinderat der Ortsgemeinde Kettenheim hat die fristgemäß eingegangenen Anre-
gungen gemäß § 3 Abs. 1 sowie § 4 Abs. 1 BauGB in öffentlicher Sitzung am __.__.____ 
behandelt. 


6.  Beschluss über den Planentwurf 


Der Gemeinderat der Ortsgemeinde Kettenheim hat in öffentlicher Sitzung am __.__.____ 
den Entwurf des Bebauungsplanes „Solarpark Kettenheim“ gebilligt und die Durchführung 
der Beteiligungen gem. § 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2 BauGB beschlossen.    


7.  Beteiligung der Behörden 


Das Verfahren zur Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB erfolgte mit Schreiben vom __.__.____ bis einschließlich 
__.__.____.  


8. Auslegung des Planentwurfs 


Der Planentwurf des Bebauungsplanes mit der Begründung sowie den wesentlichen, be-
reits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen lag gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der 
Zeit vom __.__.____ bis einschließlich __.__.____ aus. Die öffentliche Bekanntmachung 
der Auslegung erfolgte im Nachrichtenblatt Alzey-Land Nr. XX am __.__.____. 


9. Prüfung der Anregungen 


Der Gemeinderat der Ortsgemeinde Kettenheim hat die fristgemäß eingegangenen Stel-
lungnahmen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB sowie § 4 Abs. 2 BauGB in seiner Sitzung am 
__.__.____ behandelt. 


10. Beschluss des Bebauungsplanes 


Aufgrund der §§ 1 bis 4 und 8 bis 10 BauGB hat der Gemeinderat der Ortsgemeinde 
Kettenheim den Bebauungsplan sowie die gestalterischen Festsetzungen (örtliche 
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Bauvorschriften) gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 88 LBauO in seiner Sitzung am 
__.__.____ als Satzung beschlossen. 


11. Ausfertigung 


Der Bebauungsplan bestehend aus Planurkunde, den textlichen Festsetzungen und der 
Begründung wird hiermit gem. § 10 BauGB ausgefertigt. Der Bebauungsplan stimmt in 
allen seinen Bestandteilen mit dem Willen des Gemeinderates überein. 


 


 


 


 


Kettenheim, den ………………………..  ……………………………… 


Wilfried Busch  


Ortsbürgermeister (Dienstsiegel) 


 


12. Bekanntmachung des Bebauungsplanes 


Der Bebauungsplan ist nach § 10 BauGB am __.__.____  im Nachrichtenblatt Alzey-Land 
Nr. XX bekanntgemacht worden. Mit dieser Bekanntmachung ist der Bebauungsplan in 
Kraft getreten. 


 


 


 


 


Kettenheim, den ………………………..  ……………………………… 


Wilfried Busch  


Ortsbürgermeister (Dienstsiegel) 
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PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 


Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 11 BauNVO) 


Allgemeine Zweckbestimmung 


Gemäß § 11 Abs. 2 BauNVO wird ein sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Pho-
tovoltaik“ festgesetzt. 


Zulässig sind ausschließlich Anlagen, die der Erforschung, Entwicklung, Nutzung oder Speiche-
rung der Sonnenenergie durch Photovoltaik dienen. Dazu gehören insbesondere:  


▪ Solarzellen und Module mit entsprechenden Aufstellvorrichtungen (Tische), Gestellprofile, 


▪ zugehörige technische Nebenanlagen (z.B. Wechselrichter, Trafostationen, Batteriespei-
cher, Anlagen zur Speicherung von Strom aus erneuerbaren Energien, Mittelspannungs-
schaltanlage, Schalt-, Mess-, Filtereinrichtungen, etc.), 


▪ Einfriedungen, 


▪ sowie Zufahrten, Baustraßen und Wartungsflächen. 


Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. §§ 16, 18 und 19 BauNVO) 


Als Maß der baulichen Nutzung wird gemäß § 16 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO eine Grundflächenzahl 
von 0,7 sowie gem. § 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO eine Höhe der baulichen Anlagen von 4,5 m als 
Höchstmaß festgesetzt.  


Die durch bauliche Anlagen überdeckte Fläche ergibt sich aus der projizierten Fläche sämtlicher 
aufgeständerter und punktförmig gegründeten Photovoltaikmodule auf die Erdoberfläche, den flä-
chig gegründeten Wechselrichter- und Trafostationen sowie den sonstigen Nebenanlagen. Als 
Bezugsfläche gilt die überbaubare Grundstücksfläche. 


Überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 BauNVO) 


Die überbaubare Grundstücksfläche ergibt sich aus der Abgrenzung des sonstigen Sondergebie-
tes „Photovoltaik“ in Verbindung mit der darin festgesetzten Baugrenze. Umzäunungen und not-
wendige Erschließungswege können auch außerhalb der Baugrenze errichtet werden. 


Beschränkung des Zeitraumes der Nutzung (§ 9 Abs. 2 Nr. 2 und S. 2 BauGB) 


Das gemäß § 11 Abs. 2 BauNVO festgesetzte Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Photo-
voltaik“ wird auf den Zeitraum der Nutzung der Photovoltaikanlage beschränkt. Der vollständige 
Rückbau der Anlage ist nach Ablauf dieses Zeitraumes, dies entspricht der Nutzungsaufgabe der 
Anlage, sicherzustellen. Als Folgenutzung werden für den gesamten Geltungsbereich „Flächen 
für die Landwirtschaft“ gem. § 9 Abs. 1 Nr. 18 a BauGB festgesetzt. 


Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Land-
schaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 


M2 - Externe Ausgleichsmaßnahmen für die Feldlerche (CEF-Maßnahmen) 


Bei einem Verlust von zwei Feldlerchenrevieren sind gemäß der Abstimmung zwischen dem Vor-
habenträger und der Unteren Naturschutzbehörde auf einer Fläche von 0,5 ha pro Revier (insge-
samt also 1 ha) im Umkreis von 2 km zur Photovoltaik-Freiflächenanlage (PVA) CEF-Maßnahmen 
für die Feldlerche umzusetzen. Art, Lage und Umfang der CEF-Maßnahmen sind mit der Unteren 
Naturschutzbehörde bis zum Satzungsbeschluss abzustimmen. Die Flächen sind auf Grundlage 
von § 1a Abs. 3 S. 4 BauGB i.V.m. § 11 BauGB bis zum Satzungsbeschluss vertraglich zu si-
chern.  
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Sollte im Rahmen eines Monitorings festgestellt werden, dass sich die Brutreviere der Feldlerche 
im Solarpark halten konnten, kann in Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde nachträg-
lich in entsprechendem Umfang auf die externen Ausgleichsmaßnahmen verzichtet werden.  


V1 - Minimierung der Versiegelung  


Für die Gründung der Modultische sind möglichst Rammpfosten zu verwenden. Sollte der Unter-
grund dies nicht erlauben, kann auf andere, ebenfalls versiegelungsarme Gründungsvarianten 
ausgewichen werden.  


Erforderliche Erschließungsanlagen (Wege, Wendeflächen, etc.) sind möglichst als Graswege, 
mindestens aber als Schotterstraßen mit wasserdurchlässigen Belägen herzustellen. 


V8 - Vermeidung von Lichtimmissionen 


Während des Betriebs der Anlage wird die Beleuchtung auf der Fläche ausgeschlossen. Eine 
Außenbeleuchtung der Solaranlage ist ausschließlich während der Bauphase zulässig. Im Zuge 
der Bauarbeiten ist zu gewährleisten, dass diffuse Lichtemissionen in die umgebenden Gehölz-
bestände vermieden werden. 


Flächen für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 
Abs. 1 Nr. 25 a BauGB) 


M1 - Entwicklung von extensivem Grünland im Bereich der PV-Anlage 


Die Fläche innerhalb des Sondergebiets ist vollständig als extensives Grünland zu entwickeln 
und dauerhaft während des Anlagenbetriebs durch Beweidung (bspw. mittels Schafen; ganzjährig 
oder teilweise) und/oder Mahd extensiv zu pflegen. Ausgenommen hiervon sind das punktförmige 
Rammen durch die Fundamente der Modultische, notwendige Trafostationen bzw. Wechselrich-
ter, potenzielle Flächen für Energiespeicher, Zuwegungen sowie für sonstige Bepflanzungen vor-
gesehene Bereiche. Eine Mulchmahd ist zulässig. Bei einer Ansaat sind die Vorgaben nach § 40 
Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG hinsichtlich der Verwendung geeigneten Saatgutes zu beachten (Ver-
wendung von standortgerechtem, artenreichem, zertifiziertem Regio-Saatgut des Ursprungsge-
biets Nr. 9 „Oberrheingraben mit Saarpfälzer Bergland“). Eine Saatgutübertragung durch Heu-
drusch aus geeigneten Spenderflächen ist ebenfalls zulässig. Einer Entwicklung von Dominanz-
beständen und einer Ausbreitung von annuellen Unkräutern kann bedarfsweise durch manuelle 
Schröpfschnitte entgegengewirkt werden. Der Einsatz von Dünge- oder Pflanzenschutzmitteln 
auf der Fläche ist nicht zulässig.  
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BAUORDNUNGSRECHTLICHE UND GESTALTERISCHE FESTSETZUNGEN 
(§ 9 ABS. 4 BAUGB I.V.M. §§ 88 LBAUO) 


V3 - Gestaltung der Einfriedungen 


Zur Abgrenzung der Photovoltaikanlage ist ein Maschendraht- oder Stahlgitterzaun mit 
Übersteigschutz bis zu einer maximalen Höhe von 3,00 m zulässig. Dabei ist ein Mindestabstand 
von 15 cm zwischen unterer Zaunkante und Boden einzuhalten. Die Verwendung von Stachel-
draht, Klingendraht, Bandstacheldraht sowie die Verlegung von Drahtrollen in spiralförmiger Form 
sind unzulässig.  
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HINWEISE 


Zur Vermeidung eines Verstoßes gegen artenschutzrechtliche Verbotstatbestände des § 44 Abs. 
1 Nr. 1 bis 3 BNatSchG wird empfohlen, durch Auflage zur Baugenehmigung die Durchführung 
folgender Maßnahme V4 bis V5 sicherzustellen: 


Schutzgut Tiere 


V4 - Vergrämung von bodenbrütenden Feldvögeln während der Bauphase 


Für Arbeiten an den Eingriffsflächen der geplanten PV-Anlage außerhalb der Brutzeit der festge-
stellten bodenbrütenden Art Feldlerche (1. April bis 31. Juli) kann ein baubedingtes Eintreten 
eines Tötungstatbestandes nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG mit hinreichender Sicherheit aus-
geschlossen werden. Dies gilt auch, wenn der Bau vor der Brutzeit der Arten beginnt und während 
der Brutzeit lückenlos (Baupause < 1 Woche) fortgeführt wird. 


Im Falle eines Baubeginns innerhalb der Brutzeit oder der Fortführung von Baumaßnahmen nach 
längerer Pause in diesem Zeitraum ist im Vorfeld eine Baufeldkontrolle umzusetzen: 


• Die Baufelder sind unmittelbar vor Beginn der Arbeiten durch eine ornithologisch versierte 
Fachkraft auf Anzeichen einer Brut zu kontrollieren. Werden keine Hinweise auf ein Brut-
geschehen der oben genannten oder weiterer bodenbrütender Arten festgestellt, kann ein 
Verstoß gegen § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG mit hinreichender Sicherheit ausgeschlossen 
werden. Wird während der Kontrolle der Fläche ein entsprechender Hinweis im Bereich 
der Eingriffsfläche bzw. im artspezifischen Störradius (50 m) festgestellt, ist zunächst von 
Bautätigkeiten jeglicher Art abzusehen und das weitere Vorgehen abzustimmen. 


Um die Wahrscheinlichkeit einer Ansiedlung bodenbrütender Arten in der überplanten Fläche zu 
minimieren, kann vor Beginn der Brutzeit folgende Vergrämungsmaßnahme umgesetzt werden: 


• Die Eingriffsflächen sind spätestens ab dem 15. März bis zum Bauzeitpunkt unattraktiv zu 
gestalten. Dafür eignet sich das Aufstellen von ca. 2 m hohen Stangen (über Gelände-
oberfläche) mit daran befestigten und im Wind flatternden Absperrbändern (mind. 1,5 m 
lang) innerhalb der Eingriffsbereiche in regelmäßigen Abständen von 10-15 m.  


• Alternativ kann der Vergrämungseffekt durch eine regelmäßige Störung, z.B. durch Be-
fahrung der Fläche mit landwirtschaftlichem Gerät erzielt werden (mindestens alle 7 Tage 
ab dem 15. März bis zum Bauzeitpunkt).  


• Eine Baufeldkontrolle vor Beginn der Bauarbeiten ist unabhängig von der Umsetzung der 
Vergrämungsmaßnahme notwendig. 


V5 - Bodenbrüterfreundliche Bewirtschaftung des Grünlands 


Um das Vorkommen von Feldlerchen und weiteren wertgebenden Arten im Solarpark zu fördern, 
wird eine bodenbrüterfreundliche Pflege des Grünlands im Solarpark empfohlen: Extensive Mahd 
mit Nachmahd oder alternativ zweischürige Mahd mit insektenschonenden Werkzeugen (z.B. 
Balkenmäher) und Abtransport des Mahdguts wenige Tage nach der Mahd zur Ausmagerung 
des Standorts. Zeitlich versetzte Mahd der vier Teilflächen. Keine Mahd während der Brutzeit der 
Feldlerche (1. April bis 31. Juli). 


Prüfung von Feldhamstervorkommen 


Gemäß der Unteren Naturschutzbehörde des Landkreises Alzey-Worms sollte der Feldhamster 
aufgrund der Nähe zu Feldhamster-Maßnahmenflächen noch einmal vor Baubeginn durch eine 
Fachperson zu untersuchen. 
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Schutzgut Boden 


V2 - Maßnahmen zum Bodenschutz 


Die gesetzlichen Regelungen zum Bodenschutz sind einzuhalten (insb. BBodSchG, BBodSchV, 
EBV). Darüber hinaus sind auch die einschlägigen DIN-Normen für die Boden- und Oberboden-
bearbeitung, die ordnungsgemäße Zwischenlagerung sowie die Bodenverwertung bzw. -entsor-
gung zu beachten (z.B. DIN 18300, DIN 18915, DIN 19639 und DIN 19731).  


Entstandene Schäden an Boden, Vegetation etc. sind fachgerecht zu beseitigen und der ur-
sprüngliche Zustand wiederherzustellen. Alle beteiligten Baufirmen sind davon vor Baubeginn in 
Kenntnis zu setzen.  


Bodenarbeiten sollen nicht durchgeführt werden, wenn nach Niederschlägen die Gefahr von Bo-
denverdichtungen erheblich erhöht ist (Verzicht auf Befahren zu nasser Böden). Die Fachnormen 
(insb. DIN 18915) sowie die gesetzlichen Vorschriften hierzu sind zu beachten.  


Sollten dennoch Bodenverdichtungen hervorgerufen werden, so sind diese spätestens zum Ab-
schluss der Bauarbeiten fachgerecht durch (Tiefen-) Lockerung wieder zu beseitigen. Dies sollte 
alle nicht bebauten oder befestigten Grundstücksflächen, innerhalb der Projektfläche, umfassen. 


Bei Eingriffen in den Baugrund sind grundsätzlich die einschlägigen Regelwerke (u.a. DIN 4020, 
DIN EN 1997-1 und -2, DIN 1054) zu berücksichtigen. Aufgrund der Nähe bzw. zum Teil unmit-
telbarer Betroffenheit zu nachgewiesenen Hangrutschgebieten wird gemäß LGB-RLP empfohlen, 
Baugrunduntersuchungen nach DIN 4020 durchzuführen, um mögliche Standsicherheitsprob-
leme frühzeitig erkennen zu können.  


V7 - Begrenzung der baubedingten Flächeninanspruchnahme 


Die Flächeninanspruchnahme ist so zu begrenzen, dass ein zusätzlicher Flächenverbrauch, der 
über den eigentlichen Vorhabenbereich bzw. die vorgesehenen Baufelder hinausgeht, vermieden 
wird. 


Schutzgut Wasser 


V9 - Grundwasserschutz 


Bei Wartungs- und Reinigungsarbeiten der Module ist vollständig auf den Einsatz von wasser-
gefährdenden Substanzen zu verzichten. 


Die Vorgaben der „Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
(AwSV)“ sind zu beachten und einzuhalten. 


Während der Bauzeit sind wassergefährdende Stoffe sachgerecht zu lagern.  


V10 - Entwässerung: Dezentrale Versickerung von Niederschlagswasser 


Das auf den aufgeständerten Solarmodulen anfallende Niederschlagswasser ist ortsnah zu ver-
sickern oder zu verrieseln. 


Behandlung Oberflächenwasser 


Anfallendes Niederschlagswasser wird flächig versickert. 


Offene Versickerungs- (Flächen-, Mulden- oder Grabenversickerung) oder Rückhalteeinrichtun-
gen sind so anzulegen, dass Gefahren oder Schäden zu Nachbargrundstücken und öffentlichen 
Verkehrsflächen nicht entstehen können. 


Trafostation 


Grundsätzlich handelt es sich bei Trafostationen um Anlagen zum Verwenden wassergefährden-
der Stoffe (Transformatorenöle). Die Anforderungen der §§ 62, 63 des Gesetzes zur Ordnung 
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des Wasserhaushaltes (WHG) sowie der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wasserge-
fährdenden Stoffen (AwSV) sind entsprechend zu beachten. 


Schutzgut Pflanzen 


V6 - Maßnahmen zum Pflanzenschutz 


Rückschnittarbeiten an oberirdischen Pflanzenteilen oder Wurzeln sind nach Vorgaben der aktu-
ell gültigen ZTV–Baumpflege (Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für 
Baumpflege) bzw. nach den derzeit allgemein anerkannten Regeln der Technik durchzuführen.  


Für Pflanzarbeiten ist für Transport, Lagerung und Pflanzung die DIN 18916 (Pflanzen und Pflanz-
arbeiten, Landschaftsbau) einzuhalten.  


Zu erhaltende Gehölze, Pflanzenbestände und angrenzende Vegetationsflächen sind nach DIN 
18920 (Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen) 
bzw. RAS-LP4 zu schützen. 


Ausbringen von Pflanzen 


Hinsichtlich des zu verwendenden Pflanz-/ Saatgutes ist, um Florenverfälschungen vorzubeugen, 
gemäß § 40 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG nur Pflanzgut zu verwenden ist, welches aus dem Vorkom-
mensgebiet Nr. 4 „Westdeutsches Bergland mit Oberrheingraben“ entstammt und damit gebiets-
eigen ist. 


Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 


V11 - Beachtung des Denkmalschutzgesetzes bei archäologischen Funden 


1. Zur Feststellung der archäologischen Relevanz ist zumindest im südlichen der vier Teilgebiete 
eine geomagnetische Voruntersuchung durchzuführen, welche der Landesarchäologie frühzeitig 
übermittelt wird. Die GDKE – Direktion Landesarchäologie Mainz empfiehlt dies auch für die an-
deren Teilgebiete. 


2. Damit die Direktion Landesarchäologie Mainz die Möglichkeit zur Überprüfung hat, ist der Be-
ginn der Erdarbeiten bei der Landesarchäologie vier Wochen im Voraus schriftlich oder per E-
Mail anzuzeigen: GDKE Landesarchäologie Mainz, Große Langgasse 29, 55116 Mainz. E-Mail: 
landesarchaeologie-mainz@gdke.rlp.de 


3. Die ausführenden Baufirmen sind eindringlich auf die Bestimmungen des Denkmalschutzge-
setzes (DSchG) vom 23.3.1978 (GVBl.,1978, S.159 ff), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Ge-
setzes vom 28.09.2021 (GVBl. S. 543) hinzuweisen. Danach ist jeder zutage kommende, archä-
ologische Fund unverzüglich zu melden, die Fundstelle soweit als möglich unverändert zu lassen 
und die Gegenstände sorgfältig gegen Verlust zu sichern. 


4. Absatz 1 entbindet Bauträger/Bauherrn bzw. entsprechende Abteilungen der Verwaltung je-
doch nicht von der Meldepflicht und Haftung gegenüber der GDKE. 


5. Sollten wirklich archäologische Objekte angetroffen werden, so ist der Direktion Landesarchä-
ologie ein angemessener Zeitraum einzuräumen, damit die Direktion Landesarchäologie Mainz 
ihre Rettungsgrabungen, in Absprache mit den ausführenden Firmen, planmäßig den Anforde-
rungen der heutigen archäologischen Forschung entsprechend durchführen können. Im Einzelfall 
ist mit Bauverzögerungen zu rechnen. Je nach Umfang der evtl. notwendigen Grabungen sind 
von Seiten der Bauherren/Bauträger finanzielle Beiträge für die Maßnahmen erforderlich. 
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Bauverbotszone 


Für bauliche Anlagen im Zuge der freien Strecke der BAB 61 ist - wie vorgesehen - die gemäß    
§ 9 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 Bundesfernstraßengesetz (FStrG) vorgesehene Bauverbotszone von 40 m, 
gemessen vom äußeren befestigten Fahrbahnrand der Bundesautobahn, einzuhalten. Im Bebau-
ungsplan ist ebenfalls die Baubeschränkungszone von 100 m darzustellen. Die Baubeschrän-
kungszone hat auf die Planung des Solarparks keine Auswirkung. 


Geologiedatengesetz (GeolDG) 


Nach dem Geologiedatengesetz ist die Durchführung einer Bohrung bzw. geologischen Untersu-
chung spätestens 2 Wochen vor Untersuchungsbeginn beim Landesamt für Geologie und Berg-
bau Rheinland-Pfalz (LGB) anzuzeigen. Für die Anzeige sowie die spätere Übermittlung der 
Bohr- und Untersuchungsergebnisse steht das Online-Portal Anzeige geologischer Untersuchun-
gen und Bohrungen Rheinland-Pfalz unter https://geoldg.lgb-rlp.de zur Verfügung. 


Brandschutz 


In brandschutztechnischer Hinsicht sind folgende Punkte zu beachten: 


1) Es sind ausreichend und große Zufahrten, Wendemöglichkeiten und Bewegungsflächen 
für den Einsatz öffentlicher Brandbekämpfungs- und Rettungsgeräte vorzusehen. Der § 7 
der Landesbauordnung (LBauO) vom 24. November 1998 ist zu beachten. Bei der Bemes-
sung dieser Flächen ist die „Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr“ vom Juli 1998 an-
zuwenden. 


2) Es muss ein – in Anlehnung an Feuerwehrpläne – Übersichtsplan erstellt werden, in dem 
Anfahrt und Besonderheiten für die Feuerwehr ersichtlich ist. Im Textteil des Feuerwehr-
planes sind Kontaktdaten des Betreibers im Notfall und die Zugangsmöglichkeiten zur An-
lage anzugeben sowie auf besondere Gefahren/Verhaltensweisen im Einsatzfall hingewie-
sen werden. 


3) Im Rahmen des Verfahrens wird auf die Einhaltung der Feuerwehrverordnung (FwVO) hin-
gewiesen. Insbesondere muss der Einklang der geplanten Maßnahmen mit den vorhan-
denen Einrichtungen und Ausstattungen der betroffenen Feuerwehr beachtet werden. 


 


 


 


Erstellt: Andre Schneider am 15.03.2024 







 
hiermit informieren wir Sie über das förmliche Offenlageverfahren nach § 3 Abs. 2 BauGB zum o. g.
Bebauungsplanverfahren.
 
Gleichzeitig erhalten Sie die Möglichkeit als Behörde bzw. Träger öffentlicher Belange gemäß
 
§ 4 Abs. 2 BauGB eine Stellungnahme zum Entwurf des Bebauungsplanes bis zum 06.05.2024 abzugeben.
 
Die Unterlagen können auf der Homepage der Verbandsgemeinde Alzey-Land unter folgendem Link eingesehen
werden:
 
(https://www.alzey-land.de/vg/buergerservice/bauleitplanung/offenlage.php)
 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen
Im Auftrag
 
Axel Baro
 
Verbandsgemeindeverwaltung Alzey-Land     
Fachbereich –Bauen und Umwelt-
Weinrufstr. 38, 55232 Alzey
Tel: 06731/409-211
Fax 06731/4096211
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Dirk Brandenburger
Aufsichtsratsvorsitzender: Oliver Luksic
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Diese Nachricht und jeder etwaig uebermittelte Anhang beinhalten vertrauliche Informationen und sind nur fuer die
Personen oder Unternehmen bestimmt, an welche sie tatsaechlich gerichtet sind. Sollten Sie nicht der
bestimmungsgemaesse Empfaenger sein, weisen wir Sie darauf hin, dass die Verbreitung, das (auch teilweise) Kopieren
sowie der Gebrauch der empfangenen E-Mail und der darin enthaltenen Informationen verboten sind und gegebenenfalls
Schadensersatzpflichten ausloesen können. Sollten Sie diese Nachricht aufgrund eines Uebermittlungsfehlers erhalten
haben, bitten wir Sie, den Absender unverzueglich hiervon in Kenntnis zu setzen.
Sicherheitswarnung: Bitte beachten Sie, dass das Internet kein sicheres Kommunikationsmedium ist. Obwohl wir im Rahmen
unseres Qualitaetsmanagements und der gebotenen Sorgfalt Schritte eingeleitet haben, um einen Computervirenbefall
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weitestgehend zu verhindern, koennen wir wegen der Natur des Internet das Risiko eines Computervirenbefalls dieser E-
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Confidentiality note
This notice and any attachments which are transmitted contain confidential information and are intended only for the
persons or companies to whom they are actually addressed. If you are not the intended recipient, please note that the
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you to inform the sender immediately.
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